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Verfolgungslage der Bahá’í in Ägypten (Stand: 20. Juli 2026) 

Die Bahá’í-Gemeinde in Ägypten ist seit nahezu einem Jahrhundert einer systematischen, religiös 

motivierten Diskriminierung und Verfolgung durch staatliche Stellen ausgesetzt. Die Einschränkungen 

betreffen zentrale Bereiche des gesellschaftlichen Lebens, darunter die Anerkennung der 

Religionszugehörigkeit, Familien- und Personenstandsrechte, Bestattungsrechte sowie die 

allgemeine gesellschaftliche Teilhabe. Jüngste Gerichtsentscheidungen haben die Situation weiter 

verschärft und bestätigen den strukturellen Charakter dieser Diskriminierung. 

Historischer Hintergrund 

Bereits seit den 1920er Jahren wenden sich religiöse Autoritäten in Ägypten gegen den Bahá’í-

Glauben. Fatwas der Al-Azhar-Universität stufen Bahá’í als Ungläubige ein und fördern 

gesellschaftliche Ausgrenzung. Einen entscheidenden Einschnitt stellte das Dekret Nr. 263 von 

Präsident Gamal Abdel Nasser im Jahr 1960 dar, das sämtliche Bahá’í-Institutionen auflöste, ihre 

Aktivitäten verbot und ihr Eigentum beschlagnahmte. Damit wurde die Diskriminierung der Bahá’í 

staatlich institutionalisiert.  

Diskriminierung im Personenstandsrecht 

Ein zentrales Problem bleibt die fehlende staatliche Anerkennung des Bahá’í-Glaubens. Zwar 

ermöglicht ein Gerichtsurteil von 2008 Bahá’í, anstelle einer Religionszugehörigkeit einen Bindestrich 

(„-“) in amtlichen Dokumenten einzutragen. Diese Regelung beseitigte die Diskriminierung jedoch 

nicht, sondern schuf vielfach neue Hindernisse. Der Bindestrich dient in der Praxis häufig als 

Kennzeichnung ihrer religiösen Zugehörigkeit und erleichtert Diskriminierung bei Behörden, 

Bildungseinrichtungen und Arbeitgebern.  

Ehe- und Familienrechte 

Besonders gravierend ist die Situation im Bereich der Eheschließung und Familiengründung.    

Bahá’í-Ehen werden in Ägypten grundsätzlich nicht anerkannt. Nachdem Mitarbeiter des 

Justizministeriums betroffenen Paaren geraten hatten, individuelle Gerichtsverfahren anzustrengen, 

wurden zwischen 2017 und 2020 insgesamt 43 Klagen eingereicht. In 27 Fällen erkannten Gerichte 

die Ehen an, während andere Anträge abgewiesen wurden.  

Diese begrenzten Fortschritte wurden jedoch durch staatliche Interventionen zunehmend rückgängig 

gemacht. Das Innen- und Justizministerium legten wiederholt Berufung gegen positive 

Entscheidungen ein. Seit 2021 berichteten mehrere Bahá’í-Ehepaare, dass ihr zuvor anerkannter 

Familienstand in amtlichen Dokumenten wieder auf „ledig“ zurückgesetzt wurde.  

Eine entscheidende Verschärfung erfolgte am 27. Januar 2026. Das ägyptische Kassationsgericht 

hob die Anerkennung einer seit mehr als 45 Jahren bestehenden Bahá’í-Ehe auf und erklärte die 

Angelegenheit zu einer Frage der „öffentlichen Ordnung“. Die Internationale Bahá’í-Gemeinde (BIC) 

warnte, dass dieses Urteil faktisch den letzten verbliebenen rechtlichen Weg zur staatlichen 

Registrierung von Bahá’í-Ehen verschließen könnte.  
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Die Folgen für die Betroffenen sind weitreichend. Ohne staatlich anerkannte Ehe werden 

grundlegende Rechte verweigert, darunter Erb- und Rentenansprüche, der Zugang zu 

Krankenversicherung und Sozialleistungen, Familienregistrierung, Weitergabe der 

Staatsangehörigkeit an Kinder, rechtliche Absicherung familiärer Beziehungen.  

Bereits bestehende Verwaltungsvorschriften verdeutlichen die institutionalisierte Natur dieser 

Diskriminierung. Artikel 134 der internen Standesamtsordnung untersagt ausdrücklich die notarielle 

Beurkundung von Bahá’í-Ehen, sowohl zwischen Bahá’í untereinander als auch mit Angehörigen 

anderer anerkannter Religionen.  

Verweigerung des Rechts auf Bestattung 

Auch die Bestattungsrechte der Bahá’í werden verletzt. Nach der Beschlagnahmung mehrerer 

Bahá’í-Friedhöfe im Jahr 1960 steht der Gemeinschaft landesweit nur noch ein nahezu ausgelasteter 

Friedhof zur Verfügung. Anträge auf die Zuweisung neuer Friedhofsflächen wurden wiederholt 

abgelehnt. Dabei beriefen sich staatliche Stellen unter anderem auf Stellungnahmen religiöser 

Autoritäten der Al-Azhar, die die Einrichtung eigener Friedhöfe für Bahá’í ausdrücklich ablehnten.   

Schikanierung und Überwachung 

Mitglieder der Bahá’í-Gemeinde berichten weiterhin von Einschüchterungen, Verhören und 

Überwachung durch die Nationale Sicherheitsbehörde. Sozial- und Hilfsprojekte werden behindert 

oder untersagt. Besonders bemerkenswert ist die Aussage von Sicherheitsbeamten gegenüber 

einem Gemeindemitglied, wonach die Diskriminierung der Bahá’í „Staatspolitik“ sei und die 

Sicherheitsbehörden lediglich entsprechende Regierungsanweisungen umsetzten.  

Internationale Bewertung 

Die jüngsten Entwicklungen haben internationale Besorgnis ausgelöst. Der UN-Hochkommissar für 

Menschenrechte, mehrere UN-Sonderberichterstatter, die US-Kommission für internationale 

Religionsfreiheit (USCIRF) sowie die Ägyptische Initiative für Persönlichkeitsrechte (EIPR) haben die 

diskriminierende Behandlung der Bahá’í in Ägypten öffentlich kritisiert. Die Aufhebung der 

Anerkennung von Bahá’í-Ehen wird als schwerwiegender Verstoß gegen Religionsfreiheit, 

Gleichbehandlung und das Recht auf Familiengründung gewertet.  

Die Entwicklungen bis 2026 bestätigen, dass die Benachteiligung der Bahá’í in Ägypten nicht auf 

einzelne Verwaltungsakte oder lokale Fehlentscheidungen zurückzuführen ist, sondern Teil eines 

umfassenden Systems staatlicher und religiöser Ausgrenzung ist. Die Aufhebung gerichtlicher 

Anerkennungen von Bahá’í-Ehen durch das Kassationsgericht markiert einen weiteren Rückschritt 

und bedroht die Existenz elementarer Familienrechte dieser religiösen Minderheit. Gemeinsam mit 

der fortgesetzten Diskriminierung bei Ausweisdokumenten, Bestattungsrechten und dem alltäglichen 

Umgang mit Behörden ergibt sich das Bild einer systematischen Verfolgung, die sowohl die 

Religionsfreiheit als auch zahlreiche weitere grundlegende Menschenrechte der Bahá’í in Ägypten 

verletzt. 
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